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Am 22.6.2015 fand im Rahmen der Vortragsreihe 
„Innsbrucker Wohnrechtlicher Dialog“ (IWD), wel-
che von Univ.-Prof. Dr. Martin Häublein und Univ.-
Prof. Dr. Andreas Vonkilch als Plattform für einen 
Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis über 
aktuelle wohnrechtliche Rechtsfragen und Ent-
wicklungen ins Leben gerufen wurde, an der Leo-
pold-Franzens-Universität Innsbruck ein Vortrag 
von Mag. Andreas Grieb zum Thema „Die vermie-
tete Eigentumswohnung“ statt.

Mag. Andreas Grieb ist Richter des Landesge-
richts für Zivilrechtssachen Wien und seit 1994 in 
Bestandsachen tätig; seit 2009 in darauf speziali-
sierten Rechtsmittelsenaten. Der Referent ist 
außerdem Vorstandsmitglied der Fachgruppe 
Wohn- und Mietrecht der Vereinigung Österreichi-
scher Richterinnen und Richter. Daneben hält er 
zahlreichte wohn- und medizinrechtliche Vorträge 
und publiziert, zuletzt in der Festschrift Würth (he-
rausgegeben von Etzersdorfer/Vonkilch, 2014).

Der Vortrag sollte dazu dienen, die Probleme bei 
der – auch nachträglichen – Begründung von Woh-
nungseigentum sowie die Reibungsfl ächen zwi-
schen Miet- und Wohnungseigentumsrecht zu be-
leuchten und mögliche Lösungsansätze aufzuzei-
gen. Damit im engen Zusammenhang sollte auch 
darauf eingegangen werden, ob und in welchem 
Umfang das MRG und auch das Bestandrecht des 
ABGB zur Anwendung gelangt. 

Der Vortragende, Mag. Andreas Grieb, trug im 
Wesentlichen vor:

Im WEG 2002 fi ndet die Miete insbesondere Er-
wähnung in den §§ 4 und 28 Abs 1 Z 8 und 9 sowie 
Abs 2. 

§ 4 WEG 2002 regelt die Wirkungen der Woh-
nungseigentumsbegründung auf ein bestehendes 
Mietverhältnis. Nach § 4 Abs 1 WEG 2002 geht mit 
der Begründung von Wohnungseigentum an einem 
vermieteten wohnungseigentumstauglichen Objekt 
die Rechtstellung des Vermieters auf den Woh-
nungseigentümer über, dem das Wohnungseigen-
tum an diesem Objekt zukommt. Soweit der Haupt-
mieter des Wohnungseigentumsobjekts Geldan-
sprüche aus dem Mietverhältnis, die noch aus der 
Zeit vor der Begründung des Wohnungseigentums 
an dem von ihm gemieteten Objekt herrühren, 
gegen den Wohnungseigentümer auch durch Exe-
kution nicht hereinbringen kann, haftet nach § 4 
Abs 2 WEG 2002 die Eigentümergemeinschaft für 
den Ausfall. Hintergrund der Regelung ist den Haf-
tungsfond dem Mieter zu erhalten. Gem § 4 Abs 3 
WEG 2002 kann der Hauptmieter des Wohnungs-
eigentumsobjekts mietrechtliche Ansprüche, die 
sich auf die allgemeinen Teile der Liegenschaft 
oder auf die Liegenschaft als Gesamtheit beziehen, 
ungeachtet der Rechtstellung des Wohnungseigen-

tümers als Vermieter auch gegen die Eigentümer-
gemeinschaft geltend machen.

Ursprünglich wurde auch angedacht, dem Mie-
ter, der nach Wohnungseigentumsbegründung 
einen Mietvertrag mit dem einzelnen Wohnungs-
eigentümer abschließt, die Regelung des § 4 Abs 3 
WEG 2002 zuteil kommen zu lassen. Dieser Zusatz 
ist im parlamentarischen Prozess jedoch weggefal-
len, woraus sich einige weitere Probleme ergeben, 
insbesondere die Frage der Rechtsdurchsetzung für 
den Mieter.1

Im § 28 WEG 2002 wird die ordentliche Verwal-
tung der Liegenschaft geregelt. Nach dessen Abs 1 
Z 8 gehört zur ordentlichen Verwaltung „die Ver-
mietung der verfügbaren allgemeinen, aber einer 
abgesonderten Benützung zugänglichen Teile der 
Liegenschaft, an eine Person, die nicht Wohnungs-
eigentümer ist“ sowie nach Abs 1 Z 9 die Aufkün-
digung solcher Mietverträge. § 28 Abs 2 WEG 2002 
sieht Sonderregelungen für vermietete, nicht im 
Wohnungseigentum stehende KFZ-Stellplätze vor.

Zur Veranschaulichung der dargelegten Proble-
me schilderte der Vortragende folgenden Fall2 aus 
der Praxis. Der Mieter beantragt bei der Schlich-
tungsstelle nach § 3 und § 6 MRG dem Vermieter 
die Sanierung der Fenster seiner Wohnung aufzu-
tragen. Nach Gesprächen ruht das Verfahren. Der 
Mieter beantragt die Fortsetzung und beantragt, 
die Parteienbezeichnung aufgrund der Wohnungs-
eigentumsbegründung auf den bisherigen Eigentü-
mer als nunmehrigen Wohnungseigentümer und 
die übrigen Miteigentümer, in eventu die Eigentü-
mergemeinschaft zu ändern.

Dabei gelangte er zu dem Ergebnis, dass eine 
Änderung der Parteienbezeichnung bei in die Zu-
kunft weisenden Begehren auch nach Anrufung 
des Gerichts und vorgeschalteter Schlichtungsstel-
le möglich bleibt. Da es sich bei den Fenstern um 
allgemeine Teile der Liegenschaft handelt und da-
her um liegenschaftsbezogene Ansprüche nach § 4 
WEG 2002, richtet sich das Begehren gegen den 
Wohnungseigentümer und die Eigentümergemein-
schaft, die solidarisch verpfl ichtet sind.

Die Ausgangslage im MRG stellte der Vortragen-
de wie folgt dar: Nach § 1 Abs 4 Z 3 MRG gelten für 
Mietgegenstände, die im Wohnungseigentum ste-
hen, sofern der Mietgegenstand in einem Gebäude 
gelegen ist, das auf Grund einer nach dem 8. Mai 
1945 erteilten Baubewilligung neu errichtet wor-

1 Hier darf auf die weiteren umfangreichen Ausfüh-
rungen des Vortragenden, Zur Durchsetzung von Erhal-
tungspfl ichten durch den Mieter von Wohnungseigentum, 
in Etzersdorfer/Vonkilch (Hrsg) Festschrift für Helmut 
Würth (2014) 29 ff, verwiesen werden.

2 Vgl LGZ Wien 38 R 274/13.
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den ist, nur die §§ 14, 16b, 29 bis 36 , 45, 46 und 49 
MRG, nicht jedoch die übrigen Bestimmungen des 
1. und 2. Hauptstückes. Zusätzlich sind nach hM 
auch Teile des § 2 MRG anwendbar; insbesondere 
relevant für die Vermietung von Wohnungseigen-
tumsobjekten ist § 2 Abs 1 MRG, welcher bestimmt, 
dass Hauptmiete über einen Mietgegenstand im 
Wohnungseigentum durch den Mietvertrag mit 
dem Wohnungseigentümer begründet wird. Wenn 
am Mietgegenstand Wohnungseigentum erst be-
gründet werden soll, kommt durch den mit dem 
Wohnungseigentumsbewerber geschlossenen Miet-
vertrag Hauptmiete mit dem Eigentümer der Lie-
genschaft zustande, doch geht mit der Begründung 
von Wohnungseigentum am Mietgegenstand die 
Rechtstellung des Vermieters auf den Wohnungs-
eigentümer über.

§ 14 MRG regelt den Eintritt von im gemeinsa-
men Haushalt wohnenden nahen Angehörigen. 
§ 16b MRG enthält Kautionsbestimmungen.

In Bezug auf die §§ 29 bis 36 MRG gibt es keine 
Sonderbestimmungen bei Befristungen, jedoch 
sind Besonderheiten bei der Aufkündigung nach 
§ 30 Abs 2 Z 8 MRG (Entfall der Interessenabwä-
gung) und § 31 Abs 5 MRG zu beachten. 

§ 45 MRG bezieht sich auf die Wertbeständigkeit 
des Hauptmietzinses, § 46 MRG ist nur einge-
schränkt anwendbar, da der Mietzins frei vereinbar 
ist. § 49 MRG bezieht sich auf kündigungsrechtli-
che Übergangsregelungen.

Weitere Erwähnungen im MRG bezüglich ver-
mietetes Wohnungseigentum fi nden sich im § 20 
Abs 1 Z 1 lit c wegen der Verrechnung der Einnah-
men aus vermietetem Wohnungseigentum und im 
Art 2 Abschnitt 2 Z 2 3.WÄG betreffend besondere 
Übergangsbestimmungen zu bestehenden Mietver-
trägen über Wohnungen der Ausstattungskategorie 
D.

Konsequenz aus der Teilanwendung des MRG ist 
vor allem, dass weitgehend das ABGB anwendbar 
ist, welches fast vollständig dispositives Bestand-
recht enthält; insbesondere besteht kein Preis-
schutz, woraus wiederum freie Mietzinsbildung 
und eine mögliche Überwälzung der Erhaltung 
folgt.

Am Ende des Vortrages beleuchtete der Vortra-
gende die Thematik rund um die Aufspaltung der 
Rechte zwischen Wohnungseigentümer und Eigen-
tümergemeinschaft bei der Begründung von Woh-
nungseigentum.

Beim (schlichten) Miteigentum stehen sämtliche 
Rechte den Miteigentümern zu. Durch die Begrün-
dung von Wohnungseigentum werden die Rechte 
des Eigentümers/der Miteigentümer auf die Woh-
nungseigentümer einerseits und die Eigentümerge-
meinschaft andererseits aufgeteilt. Die Rechtsstel-
lung des einzelnen Wohnungseigentümers ergibt 
sich insbesondere aus den §§ 16, 18, 20, 28 und 30 
WEG.

§ 16 WEG 2002 regelt die Nutzung, Änderung 
und Erhaltung des Wohnungseigentumsobjekts 
durch den einzelnen Wohnungseigentümer. Die 
Nutzung des Wohnungseigentumsobjekts kommt 
dem Wohnungseigentümer zu. Bei den Änderungen 
wird zwischen bagatellhaften Umgestaltungen, ge-
nehmigungspfl ichtigen Änderungen und genehmi-
gungsfähigen Änderungen unterschieden. Der § 16 
Abs 3 WEG 2002 regelt die Erhaltungspfl ichten des 
einzelnen Wohnungseigentümers.

Die §§ 18 ff WEG 2002 enthalten Regelungen 
über die Eigentümergemeinschaft und den Verwal-
ter. § 28 WEG 2002 regelt die ordentliche Verwal-
tung; § 30 WEG 2002 die Minderheitenrechte und 
die Anzeigepfl icht des einzelnen Wohnungseigen-
tümers.

Aufgrund dieser Aufspaltung der Rechte auf den 
Wohnungseigentümer und die Eigentümergemein-
schaft ergeben sich in der Praxis eine Reihe von 
Problemen für den vermietenden Wohnungseigen-
tümer. Dieser sollte im Rahmen der Mietvertrags-
gestaltung insbesondere darauf Acht geben, dass 
dem Mieter keine Rechte gewährt werden, die dem 
Wohnungseigentümer selbst nicht zustehen.

In der nachfolgenden Diskussion wurde auf den 
letztgenannten Punkt näher eingegangen. Insbe-
sondere wollten die Anwesenden des IWD vom Vor-
tragenden Ratschläge zur Vertragsgestaltung er-
fahren. Werden dem Mieter nämlich mehr Rechte 
eingeräumt, kann der Vermieter unter Umständen 
einer Reihe von Unterlassungs- bzw Beseitigungs-
klagen ausgesetzt sein, ohne die Möglichkeit zu ha-
ben, diese zu erfüllen. In einem solchen Fall hat der 
OGH3 dem Vermieter einmal ein außerordentliches 
Kündigungsrecht zuerkannt, um diesen aus einem 
solchen „Teufelskreis“ zu befreien.

In diesem Zusammenhang wurde im Rahmen 
der Diskussion auch auf die Hausordnung näher 
eingegangen. Diese kann durch die Mehrheit der 
Wohnungseigentümer erstellt und geändert wer-
den, sodass der einzelne Wohnungseigentümer nur 
bedingt darauf Einfl uss nehmen kann. Wird in der 
Hausordnung nun der Gebrauch – beispielsweise 
der Umgang mit Haustieren – eingeschränkt, kann 
dies ebenfalls zu Divergenzen mit den dem Mieter 
gewährten Rechten führen. Inwiefern das Risiko 
solcher Änderungen, auf welche der Vermieter kei-
nen Einfl uss hat, auf den Mieter übertragen werden 
kann, muss erst durch die Rechtsprechung geklärt 
werden.
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